
142 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Ausgedruckt am 12. 4. 1995 

Regierungsvorlage 

VERTRAG 

zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik über die Ergänzung des 
Europäischen übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 und 

die Erleichterung seiner Anwendung 

Artikel I 

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens) 

(1) Rechtshilfe wird auch für Verfahren wegen strafbarer Handlungen geleistet, deren Bestrafung 
in dem Zeitpunkt, in dem um Rechtshilfe ersucht wird, in einem der beiden Vertragsstaaten in die 
Zuständigkeit eines Gerichtes und im anderen Vertragsstaat in die Zuständigkeit einer Verwaltungsbe­
hörde fällt. 

(2) Für die Rechtshilfe durch Zustellung von Schriftstücken ist es nicht erforderlich, daß im ersuch­
ten Staat eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde zur Verfolgung zuständig ist. 

(3) Die auf Grund des Absatzes 1 erbetene Rechtshilfe kann abgelehnt werden, wenn die Tat 
keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat und der mit der Leistung der Rechtshilfe 
verbundene Aufwand nicht gerechtfertigt wäre. 

Artikel 11 

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens) 

Das Übereinkommen und dieser Vertrag werden auch angewendet 
a) in Angelegenheiten der Wiederaufnahme des Verfahrens; 
b) in Gnadensachen; 
c) in Verfahren über Ansprüche auf Entschädigung für ungerechtfertigte Haft, andere durch ein 

Strafverfahren entstandene Nachteile oder für ungerechtfertigte Verurteilung, soweit nicht 
Bestimmungen anderer zwischenstaatlicher Vereinbarungen anzuwenden sind. 

Artikel m 
(Zu Artikel2 des Übereinkommens) 

(1) Rechtshilfe wird im Rahmen von Artikel! auch in Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und 
Devisenstrafsachen und in Strafsachen wegen der Verletzung von Vorschriften über die Warenbewirt­
schaftung oder über den Außenhandel geleistet. Die Rechtshilfe darf nicht ausschließlich mit der 
Begründung abgelehnt werden, daß das Recht des ersuchten Staates nicht Steuer-, Abgaben-, Zoll-, 
Monopol- und Devisenvorschriften oder Vorschriften über die Warenbewirtschaftung oder den 
Außenhandel der gleichen Art wie das Recht des ersuchenden Staates enthält. 

(2) Die nach den Vorschriften der Vertragsstaaten bestehenden Geheimhaltungspflichten in fiska­
lischen Angelegenheiten stehen der nach diesem Artikel zu leistenden Rechtshilfe nicht entgegen. 
Umstände oder Tatsachen, die den Justiz- oder Verwaltungsbehörden eines Vertragsstaates im Zusam­
menhang mit einem Rechtshilfeersuchen bekannt werden, unterliegen der nach den Vorschriften die­
ses Vertragsstaates in fiskalischen Angelegenheiten bestehenden Geheimhaltungspflicht. 

------- -~~-
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2 142 der Beilagen 

Artikel lV 

(Zu Artike13 des Übereinkommens) 

(1) Gegenstände oder andere Vermögenswerte, die aus einer mit gerichtlicher Strafe bedrohten 
Handlung herrühren oder durch diese erlangt worden sind, werden zum Zwecke der Aushändigung 
an den Geschädigten oder zu einer anderen gerichtlichen Verfügung im ersuchenden Staat übermit­
telt, sofern dies nach dem Recht des ersuchenden Staates zulässig ist und nicht 

a) die Gegenstände im ersuchten Staat als Beweisstücke für ein bei einem Gericht oder einer Ver-
waltungsbehörde anhängiges Verfahren benötigt werden, 

b) die Gegenstände im ersuchten Staat der Einziehung oder dem Verfall unterliegen oder 
c) Dritte Rechte an ihnen geltend machen. 

(2) Für ein Ersuchen nach Absatz 1 ist eine richterliche Anordnung der Sicherstellung nicht erfor­
derlich. 

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder 
Steuerrechtes wird der ersuchte Staat bei der Übermittlung von Gegenständen unter Verzicht auf 
deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei denn, daß der durch die strafbare Handlung geschädigte 
Eigentümer der Gegenstände die Abgabe selbst schuldet. 

Artikel V 

(Zu Artikel 4 des Übereinkommens) 

(1) Den Vertretern der am Strafverfahren beteiligten Behörden sowie den sonstigen Beteiligten 
und ihren Rechtsbeiständen wird auf Ersuchen des ersuchenden Staates die Anwesenheit bei der Vor­
nahme der Rechtshilfehandlungen im ersuchten Staat gestattet. Sie können ergänzende Fragen oder 
die Durchführung ergänzender Handlungen anregen. Artikel 12 des Übereinkommens findet Anwen-
dung. . 

(2) Zur Dienstverrichtung der Behördenvertreter des anderen Vertragsstaates gemäß Absatz 1 
bedarf es in Österreich der Zustimmung des Bundesministers für Justiz, in der Tschechischen Repu­
blik, wenn im ersuchenden Staat Anklage erhoben worden ist, der Zustimmung des Justizministers, 
sonst der Zustimmung des Obersten Staatsanwaltes. 

Artikel VI 

(Zu ArtikelS des Übereinkommens) 

Rechtshilfe durch Sicherstellung von Gegenständen oder Durchsuchung wird nur geleistet, wenn 
zur Verfolgung der dem Ersuchen zugrunde liegenden strafbaren Handlung in dem Zeitpunkt, in dem 
um Rechtshilfe ersucht wird, im ersuchten Staat eine Justizbehörde zuständig wäre. 

Artikel VB 

(Zu Artikel 6 des Übereinkommens) 

Der ersuchte Staat kann auf die Rückgabe der in Artikel 3 Absatz 1 des Übereinkommens erwähn­
ten Beweisstücke oder Schriftstücke verzichten, es sei denn, daß Dritte, die Rechte an ihnen geltend 
machen, dem Verzicht nicht zustimmen. 

Artikel vm 
(Zu Artikel 10 des Übereinkommens) 

ArtikellO Absatz 2 des Übereinkommens findet auf alle Fälle der Vorladung eines Zeugen oder 
Sachverständigen Anwendung. Diese Personen können selbst einen VorschuB nach ArtikellO 
Absatz 3 des Übereinkommens verlangen. 

Artikel IX 

(Zu Artikel 11 und 12 des Übereinkommens) 

(1) Gestattet der ersuchte Staat die Anwesenheit einer im Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates 
in Haft befindlichen Person bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens, so hat er sie für die Dauer 
ihres Aufenthalts in seinem Hoheitsgebiet in Haft zu halten und sie nach Vornahme der Rechtshilfe­
handlung dem ersuchenden Staat unverzüglich wieder zu überstellen, sofern nicht dieser die Freilas­
sung verlangt. 

142 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)2 von 15

www.parlament.gv.at



142 der Beilagen 3 

(2) Gestattet ein dritter Staat die Anwesenheit einer im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates in 
Haft befindlichen Person bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens, so gelten für die Beförderung 
dieses Häftlings durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates die Absätze 2 und 3 des Arti­
kels 11 des Übereinkommens. 

(3) Die Bestimmungen des Artikels 12 des Übereinkommens sind auf die in den Absätzen 1 und 2 
erwähnten Fälle anzuwenden. 

Artikel X 

(Zu Artikel 13 des Übereinkommens) 

(1) Der ersuchte Staat übermittelt von den Polizeibehörden des anderen Vertragsstaates für Zwek­
ke der Strafrechtspflege erbetene Auskünfte aus dem Strafregister in dem Umfang, in dem seine Poli­
zeibehörden sie in ähnlichen Fällen erhalten könnten. 

(2) Aus anderen Gründen als für Zwecke der Strafrechtspflege werden auf Ersuchen der Behör­
den des einen Vertragsstaates Auskünfte aus dem Strafregister des anderen Vertragsstaates in dem 
Umfang erteilt, in dem seine Behörden sie in ähnlichen Fällen erhalten könnten. 

ArtikeJX! 

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens) 

(1) In Zustellersuchen wird bei den Angaben über den Gegenstand und den Grund des Ersuchens 
auch die Art des zuzustellenden Schriftstückes sowie die Stellung des Empfängers im Verfahren 
bezeichnet. 

(2) Einem Ersuchen um Durchsuchung oder Sicherstellung von Beweisstücken oder Schriftstük­
ken wird eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der richterlichen Anordnung beigefügt. Kann 
einem Ersuchen um Sicherstellung von Gegenständen oder Durchsuchung keine Ausfertigung oder 
beglaubigte Abschrift der richterlichen Anordnung beigefügt werden, so genügt die Erklärung der 
zuständigen Justizbehörde, daß die für diese Maßnahme erforderlichen Voraussetzungen nach dem 
im ersuchenden Staat geltenden Recht vorliegen. 

Artikel XII 

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens) 

(1) Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, können die Justizbehörden der beiden Ver­
tragsstaaten in Angelegenheiten der Rechtshilfe in Strafsachen unmittelbar miteinander verkehren. 
Ersuchen nach dem Übereinkommen und diesem Vertrag können auch einerseits durch den Bundes­
minister für Justiz der Republik Österreich und andererseits, wenn im ersuchenden Staat bereits Ankla­
ge erhoben worden ist, durch den Justizminister der Tschechischen Republik, sonst durch den Obersten 
Staatsanwalt der Tschechischen Republik übermittelt werden. 

(2) Ersuchen um Vornahme einer Durchsuchung oder Sicherstellung, um Übermittlung von 
Gegenständen, um Überstellung oder Durchbeförderung von Häftlingen werden durch den Bundesmi­
nister für Justiz der Republik Österreich und durch den Obersten Staatsanwalt der Tschechischen 
Republik oder den Justizminister der Tschechischen Republik übermittelt. In dringenden Fällen ist 
der unmittelbare Verkehr zwischen den Justizbehärden zulässig, jedoch wird überdies eine Abschrift 
des Ersuchens auf dem in Satz 1 vorgesehenen Weg übermittelt. 

(3) Zuzustellende Schriftstücke können auch unmittelbar durch die Post nach den für den Postver­
kehr geltenden Vorschriften übermittelt werden. Im Postweg übermittelte Schriftstücke, deren Zustel­
lung nach dem Übereinkommen und diesem Vertrag nicht zulässig wäre, gelten in beiden Vertragsstaa­
ten als dem Empfänger nicht zugekommen. 

(4) Die im Artikel X dieses Vertrages erwähnten Ersuchen werden durch den Bundesminister für 
Inneres der Republik Österreich einerseits und durch den Obersten Staatsanwalt der Tschechischen 
Republik andererseits übermittelt und auf demselben Weg beantwortet. Bei Gefahr in Verzug ist 
der unmittelbare Verkehr zwischen den Polizeibehörden und den zuständigen Strafregisterbehörden 
zulässig. 
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4 142 der Beilagen 

Artikel Xlll 

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens) 

(1) Übersetzungen von Ersuchen, die nach diesem Vertrag gestellt werden, sowie von beigefügten 
Unterlagen werden, soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, nicht angeschlossen. 

(2) Den zuzustellenden Schriftstücken ist eine Übersetzung in die Sprache des ersuchten Staates 
anzuschließen, die von einem amtlich bestellten Dolmetscher mit Sitz in einem der Vertragsstaaten 
angefertigt und beglaubigt ist. Eine Beglaubigung der Unterschrift des Dolmetschers ist nicht erforder­
lich. 

(3) Ist das zuzustellende Schriftstück nicht mit einer Übersetzung in die Sprache des ersuchten 
Staates versehen, so hat sich das ersuchte Gericht darauf zu beschränken, die Zustellung durch Über­
gabe des Schriftstückes an den im Ersuchen bezeichneten Empfänger zu bewirken, wenn dieser zur 
Annahme bereit ist. 

(4) Schriftstücke, die nach Artikel XII Absatz 3 dieses Vertrages unmittelbar im Postweg zugestellt 
werden, ist in jedem Fall eine Überse1:zQng in die Sprache des ersuchten Staates anzuschließen. Ist das 
zuzustellende Schriftstück nicht mit einer Übersetzung in die Sprache des ersuchten Staates versehen, 
so gilt die Zustellung in beiden Vertragsstaaten als nicht bewirkt. Bei der Zustellung von Schriftstücken 
im Postweg an eigene Staatsangehörige kann auf Übersetzungen verzichtet werden. 

Artikel XIV 

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens) 

Die durch die Übermittlung von Gegenständen oder anderen Vermögenswerten gemäß Artikel IV 
und durch die Überstellung oder Durchbeförderung von Häftlingen gemäß Artikel IX entstandenen 
Kosten werden vom ersuchenden Staat erstattet. 

Artikel XV 

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens) 

(1) Auf Grund einer nach Artikel 21 des Übereinkommens übermittelten Anzeige zur Strafverfol­
gung werden die zuständigen Behörden des anderen Vertragsstaates nach Maßgabe der Rechtsvor­
schriften dieses Vertragsstaates ein Strafverfahren in derselben Weise einleiten wie bei einer im eige­
nen Staatsgebiet begangenen strafbaren Handlung. Der ersuchte Staat wird wegen Handlungen gegen 
fremdes Vermögen, die nach dem Recht des ersuchenden Staates gerichtlich strafbar sind, auch dann 
ein Verfahren durchführen, wenn nach seinem Recht die Verwaltungsbehörden zuständig sind. 

(2) Die zuständigen Behörden des Tatortstaates werden im Einzelfall prüfen, ob eine Anzeige 
nach Artikel 21 'des Übereinkommens im Interesse der Wahrheitsfindung, aus anderen für das Strafver­
fahren wichtigen Gründen, aus Gründen der Strafzumessung oder des Strafvollzuges oder im Interesse 
der Resozialisierung des Beschuldigten geboten ist. 

(3) Der Beurteilung von Verkehrsstraftaten sind im ersuchten Staat die am Tatort geltenden Ver­
kehrsregeln zugrunde zu legen. 

(4) Ein zur Einleitung des Strafverfahrens notwendiger Antrag oder eine solche Ermächtigung, die 
in dem ersuchenden Staat vorliegt, ist auch im ersuchten Staat wirksam. Sind nur nach dem Recht des 
ersuchten Staates Anträge oder Ermächtigungen erforderlich, können sie innerhalb einer von diesem 
zu bestinunenden, angemessenen Frist nachgeholt werden. 

(5) Die Anzeige hat eine kurze Darstellung des Sachverhalts sowie möglichst genaue Angaben 
über die beschuldigte Person, ihre Staatsangehörigkeit und ihren Wohn- oder Aufenthaltsort zu enthal­
ten. Ihr werden beigefügt: 

a) die Akten in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (Kopie) sowie in Betracht kommende 
Beweisgegenstände; 

b) eine Abschrift der Bestinunungen über den Tatbestand und die Strafe; die nach dem am Tatort 
geltenden Recht auf die Tat anwendbar sind, sowie bei Verkehrsstraftaten außerdem eine 
Abschrift der für die Beurteilung maßgebenden Verkehrsregeln; 

c) Erklärungen des Geschädigten, die zur Einleitung des Strafverfahrens erforderlich sind. 
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(6) Die Gegenstände und die urschriftlichen Unterlagen werden dem ersuchenden Staat so 
bald wie möglich zurückgegeben, soweit er auf die Rückgabe nicht verzichtet. Etwa bestehende 
Rechte des ersuchten Staates oder dritter Personen an den übermittelten Gegenständen bleiben 
unberührt. 

Artikel XVI 

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens) 

Die Justizbehörden des ersuchenden Staates sehen von weiteren Verfolgungs- oder Vollstrek­
kungsmaßnahmen wegen der angezeigten Tat gegen die beschuldigte Person endgültig ab, 

a) wenn die im ersuchten Staat verhängte Strafe vollstreckt, erlassen oder verjährt ist; 
b) solange der Strafvollzug ganz oder teilweise ausgesetzt oder die Entscheidung über die Bestra­

fung aufgeschoben ist; 
c) wenn aus Beweisgründen ein rechtskräftiger Freispruch oder eine endgültige Einstellung 

erfolgt ist. 

Artikel xvn 
(Zu Artikel 24 des Übereinkommens) 

Im Sinne dieses Übereinkommens gelten als Justizbehörden: 
a) für die Republik Österreich: die Gerichte, die Staatsanwaltschaften und das Bundesministeri­

um für Justiz; 
b) für die Tschechische Republik: die Gerichte, die Staatsanwaltschaften und das Justizministeri­

um. 

Artikel xvm 
(Zu Artikel 29 des Übereinkommens) 

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Übereinkommen, so wird die Kündigung im Verhältnis zwi­
schen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik zwei Jahre nach Eingang der Notifika­
tion der Kündigung beim Generalsekretär des Europarates wirksam. 

Artikel XIX 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden in Prag ausge­
tauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden. 

(3) Der Vertrag bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten den 
Vertrag schriftlich auf diplomatischem Weg kündigt; in diesem Fall tritt der Vertrag ein Jahr nach der 
Kündigung, spätestens aber zu dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem das Europäische Übereinkommen 
über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Vertragsstaaten des vorliegenden Vertrages außer 
Kraft tritt. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter­
zeichnet und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Wien, am 27. Juni 1994 in zwei Urschriften, jede in deutscher und tschechischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 

Nikolaus Michalek 

Für die Tschechische Republik: 

JiiiNovak 
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6 142 der Beilagen 

SMLOUVA 

mezi Rakouskou republikou a Ceskou republikou 0 dodatku k Evropske Umluve 0 pnivnl 
pomoci ve vecech trestnich z 20. dubna 1959 a 0 usnadneni jejlho uplatneni 

Clanek I 

(K chinku 1 Umluvy) 

(1) Pnivn1 pomoc se poskytuje take pro ffzeni vedena z düvodü spacMni trestneho Cinu, jehoz 
potrestani v dobe, kdy se 0 pnivni pomoc zada,mileZi v jednom smluvnim state do pravomoci soudu 
a v druhem smluvnim state do pravomoci spravniho organu. 

(2) le-lipredmetem pravnf porno ci dorueenf pfsemnostf, pak neni zapotI'ebf, aby v dozadanem 
state nalezelo stfhanf do pravomoci justienfho nebo spravnfho organu. 

(3) Pnivnf pomoc vyzadana na zaklade odstavce 1 müZe byt odmitnuta, jestliZe ein nemel zadne 
nebo pouze nevyznamne nasledky a naklady spojene s poskytnutfm pravnf pomoci by nebyly 
opodstatnene. 

C1anekD 

(K clanku 1 Umluvy) 

Umluva a tato smlouva se take uZijf 
a) ve vecech obnovy nzenf 
b) ve vecech milosti 
c) v nzenich tykajicich se narokü na odskodneni za neopravnenou vazbu, ostatnfch, v düsledku 

trestnfho ffzenf vzniklych nevyhod nebo za neopravnene odsouzeni, pokud se neuplatnuji 
jine mezistatnf timluvy. 

Clanekm 

(K Clanku 2 Umluvy) 

(1) Pravnf pomoc se poskytuje v nimci elanku I take u trestnych Cinü danoveho, celnfho, 
monopolruno a devizoveho charakteru, ci vztahujfcich se na odvody a davky, a dale u trestnych einu 
spoeivajicich v porusenf predpisü nakladani se zbozim nebo predpisü zahranieruno obchodu. 
Poskytnuti pravni pomoci nesmi byt odmitnuto pouze se zdüvodnenim, ze pravo dozadaneho statu 
neobsahuje stejne danove, celni, monopolnia devizove predpisy, ani predpisy vztahujfci se na odvody 
a davky, a stejne tak ani predpisy pro hospodarsky styk ci zahranieni ochod, jako pravo dozadujicfho 
statu. 

(2) Povinnost utajeni, ktera podle predpisü smluvnfch statü existuje ve fiskalnfch zalezitostech, 
nebrani podle tohoto clanku pravnf pomoci, ktera ma byt poskytnuta. Okolnosti nebo skutecnosti, se 
kterymi se justicni nebo spravni organy jednoho smluvniho statu v souvislosti s zadostf 0 pravni pomoc 
seznami, podlehajf povinnosti utajeni, kterou stanovi predpisy tohoto smluvruno statu ve fiskalnfch 
zalezitostech. 

Clanek IV 

(K clanku 3 Umluvy) 

(1) Predmety nebo jine majetkove hodnoty, ktere pocMzf z einu, za nejz hrozi soudem ulozeny 
trest, nebo byly prostI'ednictvim trestneho einu ziskany, jsou predany za ticelem vydanf 
poskozenemu nebo jineho rozhodnuti soudu v dozadujfcim state, pokud je toto podle prava 
dozadujici statu pnpustne a nenastane-li situace, ze 

a) predmety jsou v dozadanem state zapotI'ebi jako dükazy pli rizeni zahajenem pred soudem 
nebo spravnim organern, 

b) predmety podlehajf v dozadanem state zabaveni nebo propadnuti nebo 
c) na ne uplatnuji pnivo tI'etf osoby. 

(2) Pro zadost podle odstavce 1 neni potI'ebrie soudem nandit zajistenf. 

(3) Dozadany stat nebude pri zajistenf predmetü uplatnovat celni zastavni pravo nebo jine vecne 
rueeni podle. predpisü celnfho a danoveho prava a zrika se tak navniceni techto predmetü s tou 
vyhradou, pokud by trestnym einem poskozeny vlastnik predmetü tuto davku dluzil sam. 
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Cmnek V 

(K chinku 4 Umluvy) 

(1) Zastupcüm organü cinnych v trestnfm rfzenf, ostatnfm zucastnenym a jejich pravnfm poradcüm 
se na zadost dozadujfcfho statu povoli, aby mohli byt pfftomni pri provadenf ukonü spojenych s pravnf 
pomocf v dozadanem state. Mohou navrhovat doplnujfcf otazky nebo provedenf doplnujfcfch ukonü. 
Zde je uplatnen clanek 12 Umluvy. 

(2) S rykonem sluiebnfch povinnostf zastupcü organü druheho smluvmllo st~tu musf podle 
odstavce 1 v Rakouske republice vyslovit souhlas spolkory ministr spravedlnosti, v Ceske republice 
pak, po podanf obZaloby v dozadujicfm state, ministr spravedlnosti, jinak nejvyssf statnf zastupce. 

CImek VI 

(K clanku 5 Umluvy) 

Pravnf pomoc ve forme zajistenf predmetü nebo prohlidky se poskytuje pouze v pffpadech, jestliZe 
by v dozadanem state nalezelo stfhanf trestneho Cinu vedoucfho k podanf zadosti v dobe, kdy se 0 

pravnf pomoc zada, do pravomoci justicnfho organu. 

CImek VII 

(K clanku 6 Umluvy) 

Dozadany stat se müze vzdat navracenf dükaznich predmetü nebo pfsemnostf, pokud tretf osoby 
uplatiiujfci sve pravo k temto vecem neprohlasf, ze s tfm nesouhlasf. 

tlmek VIII 

(K clanku 10 Umluvy) 

Clanek 10 odstavec 2 Umluvy se v kaidem prfpade pouzije pri predvolanf svedka nebo zna1ce. 
Tyto osoby mohou samy pozadovat zalohu podle clanku 10 odstavec 3 Umluvy. 

CIanek IX 

(K clanküm 11 a 12 Umluvy) 

(1) Povolf-li dozadany stat, aby osoba, ktera je ve vazbe na rysostnem uzernf dozadujicfho statu, 
byla pfftomna vyrizovanf zadosti 0 pravnf pomoc, pak ji musf po dobu jejfho pobytu na svem 
rysostnem uzemf drZet ve vazbe a po projednanf ukonü spojenych s poskytnutfm pravnf pomoci ji 
neprodlene opet predat dozadujfcimu statu, pokud tento nepozaduje propustenf na svobodu. 

(2) Povoli-li tfeti stat, aby osoba, ktera je ve vazbC na rysostnem lizernf nektereho smluvnfho statu, 
byla pfftomna vyrizovanf zadosti 0 pravnf pomoc, pak platf pro pruvoz teto osoby pres rysostne uzernf 
druheho smluvnfho statu take odstavce 2 a 3 clanku 11 Umluvy. 

(3) Ustanovenf clanku 12 Umluvy se uiijf v pi'ipadech uvedenych v odstavcfch 1 a 2. 

CianekX 

(K clanku 13 Umluvy) 

(1) Dozadany stat predava informace z trestnfho rejstffku vyzadane policejnfmi organy druheho 
smluvnfho statu pro ucely trestnfho rfzenf v tom rozsahu, v jakem by je mohly obdriet jeho vlastnf 
policejnf organy v podobnych pffpadech. 

(2) Z jinych düvodü, nez pro ucely trestnfho nzenf, se na zadost organü druheho smluvnfho statu 
poskytujf informace z trestnfho rejstffku druheho smluvnfho statu v tom rozsahu, v jakem by jemohly 
zfskat jeho vlastnf organy v podobnych pffpadech. 

CIanek XI 

(K clanku 14 Umluvy) 

(1) V zadostech 0 dorucenf se v ramci udajü 0 predmetu a düvodu zadosti take specifikuje druh 
pfsemnosti, ktera ma byt dorucena, a postavenf pi'ijemce v i'izenf. 

(2) K zadosti 0 prohlidku nebo zajistenf dükaznfch prostfedkü nebo pfsemnostf se priklada 
vyhotovenf nebo overeny opis nanzenf soudu. Nelze-li k zadosti 0 zajistenf predmetü nebo prohlidku 
pfilozit original nebo overeny opis soudnfho nai'izenf, pak stacf prohlasenf prfslusneho justicmllo 
organu, ze predpoklady potfebne pro toto opatrenf jsou dany pravnf upravou platnou v dozadujfcim 
state. 
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C1anek XII 

(K cllinku 15 Umluvy) 

(1) Nestanovf-li tato smlouva jinak, mohou se justicnf organy oboy smluvnfch stam v zalezitostech 
pravnf pomoci ve vecech trestnich stYkat prfmo. Zadosti lze podle Umluvy a teto smlouvy predavat 
prostrednictvfm spolkoveho ministra spravedlnosti Rakouske republiky na strane jedne a ministra 
spravedlnosti Ceske republiky, pokud jiZ v byla v dozadujicfm state podana obzaloba, jinak 
prostrednictvfm nejvyssfho statmno zastupce Ceske republiky na strane druhe. 

(2) Zadosti 0 provedenf prohlfdky nebo zajisteni, predanf predmetu, 0 predani nebo pruvoz veziiu 
jsou predavany prostrednictvfm spolkoveho ministra spravedlnosti Rakouske republiky a 
prostrednictvfffi nejvyssiho statniho zastupce nebo ministra spravedlnosti Ceske republiky. V 
naleharych pripadech je pnpustny bezprostredni kontakt mezi justienfmi organy, avsak mimo to je 
tieba predat opis zadosti cestau predpokladanou ve vete 1. 

(3) Zasilane pisemnosti mohou byt take dorueovany bezprosti'edne postou podle predpisu 
platnych pro postovni styk. Pisemnosti zaslane postau, jejichZ zasilani neni podle Umluvy a teto 
smlouvy pripustne, se povazuji v obou smluvnich statech za prfjemci nedorucene. 

(4) Zadosti uvedene v clanku X teto smlouvy jsou predavany spolkorym ministrem vnitra 
Rakouske republiky na strane jedne a nejvyssfm statnfm zastupcem Ceske republiky na strane druhe 
a stejnou cestau se na ne j odpovfda. Pn nebezpeCf z prodleni je pnpustny bezprostrednf styk mezi 
policejnfmi organy a pnslusnymi organy z oblasti rejsti'fku trestu. 

CIanekXIU 

(K clanku 16 Umluvy) 

(1) Preklady zadostf podavanych podle teto smlouvy ani pripojenych podkladu se nepnpojujf, 
nestanovf-li tato smlouva jinak. . 

(2) K pfsemnostem, ktere majf byt dorueeny, je treba pripojit preklad da jazyka dozadaneho statu 
vyhotoveny a overeny uredne stanovenym tlumocnfkem, ktery ma sfdlo v jednom ze smluvnfch statu. 
Overenf podpisu tlumoenfka nenf nutne. 

(3) Nenf-li pfsemnost, ktera ma byt dorueena, opatrena prekladem da jazyka dozadaneho statu, 
omezf se dozadany so ud na to, ze zai'ldf dorueenf predanfm pisemnosti pi'ljemci oznacenemu v 
zadosti, je-li ji achaten pnjmout. 

(4) K pfsemnostem, ktere jsou zasilany podle clanku XII odstavec 3 teto smlouvy bezprostredne 
postau, musf byt vZdy pripojen preklad da jazyka dozadaneho statu. Pokud nenf dorueovana 
pisemnost opatrena prekladem da jazyka dozadaneho statu, pak plati dourucenf v obou smluvnfch 
statech za neuskutecnene. Pn dorueovanf pfsemnostf postau vlastnfm statnim prfslusnfkum nemusi 
byt preklad prilozen. 

ClanekXIV 

(K clanku 20 Umluvy) 

Naklady vznikle predanfm predmetu a dalsfch majetkorych hodnot podle clanku IV a dale vznikle 
predanfm a pruvozem veziiu podle CIanku IX hradf dozadujfcf sta1. 

ClanekXV 

(K clanku 21 Umluvy) 

(1) Na zaklade predaneho trestniho oznamenf podle elanku 21 Umluvy zahajf pi'lslusne organy 
druheho smluvniho statu podle pravnfch predpisu tohoto statu trestnf i'izeni stejnym zpusobem jako 
u trestneho cinu spachaneho na uzemi sveho statu. Dozadany stat provede i'izenf 0 cinech proti cizimu 
majetku, ktere jsou podle prava dozadujiciho statu soudne trestne, i tehdy, kdyz podle jeho prava jsou 
pro i'fzeni pi'fslusne spravnf organy. 

(2) Pi'lsIusne organy sta!u mista Cinu prezkoumajf v jednotIivem pi'lpade, zda podani trestniho 
oznamenf podle clanku 21 Umluvy je zadoucf v zajmu zjistenf pravdy, z jinych duvodu dulezitYch 
pro trestnf riienf, z duvodu tykajfcfch se ulozeni trestu nebo rykonu trestu nebo zajmu resocializace 
obvineneho. 

(3) Pro posouzenf soudne trestnych einu spachanych v doprave se v dozadanem state vychazf z 
dopravnfch predpisu platnych na miste Cinu. 
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(4) Navrh nutny pro zaMjenf trestnfho rfzent nebo obdobne zmocneni, ktere bylo dano v 
dozadujicfm state, jsou IiCinne i v dozadanem state. Jsou-li pouze podle prava dozadaneho statu nutne 
zadosti ci zmocnenf, pak je mozno je dodat dodateene hehem primerene lhüty, kterou dozadany stat 
stanovf. 

(5) Zadost musi obsahovat kratke vylieenf skutkoveho stavu,jakoz i pokud mozrio co nejpresnejsf 
lidaje 0 obvinene osohe, jejim statnim obeanstvf a mistu jejfho bydliste nebo pobytu. K zadosti se 
pfipojf: 

a) original nebo overeny opis (kopie) spisü, jakoz i vecne dükazy, ktere pficMzejf v livahu; 
b) opis ustanovenf 0 skutkove podstate a trestu, ktera se pouiijf na ein podle prava platneho v 

miste einu, a u einü soudne trestnych spachanych v doprave krome toho dopravnf predpisy 
rozhodne pro jejich posouzenf; 

c) prohlaseni poskozeneho, jez jsou nutna k zaMjeni trestnfho nzenf. 

(6) Dükazni predmety a originalnf podklady jsou vraceny dozadujicfmu statu co moma nejdffve, 
pokud se dozadujfci stat navraceni nezrekne. Existujicf prava dozadaneho statu nebo tretich osob k 
pi'edanym predmetüm züstavajf nedoteena. 

Chinek XVI 

(K clanku 21 Umluvy) 

Justienf organy dozadujfcfho statu upusti s koneenou platnosti od dalsfch opatrenf rykajfcich se 
stfhanf nebo vykonu trestu pro ein, pro kterr byla podana zadost 0 pi'evzetf trestnfho stibani 
obvinene osoby: 

a) jestliZe trest vyneseny v dozadanem state byl vykonan, prominut nebo je prornleen; 
b) pokud byl vykon trestu zcela nebo zeasti odlozen nebo bylo odroeeno rozhodnutf 0 potrestani; 
c) jestliZe z dükaznich düvodü byla obvinena osoba pravomocne zprostena obzaloby nebo rfzeni 

pro ti nf bylo s koneenou platnostf zastaveno. 

ClanekXvn 

(K clanku 24 Urnluvy) 

V duchu teto dohody se za justienf organy povazujf: 
a) za ~akouskou republiku: soudy, statni zastupitelstvf a spolkove rninisterstvo spravedlnosti; 
b) za Ceskou republiku: soudy, statnf zastupitelstvf a ministerstvo spravedlnosti. 

ClanekXVIII 

(K clanku 29 Umluvy) 

Vypovf-li jeden ze srnluvnich statü Urnluvu, pak nabyde vypovezenf Umluvy lieinnosti ve vztahu 
n:ezi Rakouskou republikou a Ceskou republikou dva roky po dorueenf oznameni 0 vypovezeni 
Umluvy generalnfmu tajernnfkovi Rady Evropy. 

ClanekXIX 

(1) Tato srnlouva podleM ratifikaci. Ratifikacnf listiny budou vymeneny v Praze. 

(2) Smlouva vstoupf v platnost prvnfho dne tretfho mesfce nasledujfcfho po mesici, ve kterem byly 
vymeneny ratifikacnf listiny. 

(3) Srnlouva züstava v platnosti na dobu neurcitou, pokud jeden ze smluvnfch statü smlouvu 
pfsernne diplomatickou cestou nevypovf; v tomto pnpade pozb)'va smlouva platnosti rok po 
vypovezenf, nejpozdeji vsak k terminu, ke kteremu pozbyde platnosti Evropska lirnluva 0 pnivnf 
pomoci ve vecech trestnfch mezi smluvnfrni staty teto smlouvy. Na dükaz toho zmocnenci obou 
srnluvnfch statü tuto srnlouvu podepsali a opatfili ji pecetemi. 

Dano ve Vfdni, dne 27. cervna 1994 ve dvou püvodnfch vyhotovenfch, kaZde v jazyce nemeckem a 
ceskem, pfieern.z obe znenf majf stejnou platnost. 

Za Rakouskou republiku: 

Nikolaus Michalek 

Za Ceskou republiku: 

JiiiNovak 
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VORBLAIT 

Problem: 

Das Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 sieht in 
Artike126 Absatz 3 vor, daß die Vertragsparteien Vereinbarungen zur Ergänzung dieses Übereinkom­
mens oder zur Erleichterung der Anwendung der darin enthaltenen Grundsätze schließen können. Im 
Verhältnis zwischen Nachbarstaaten erweist sich das Übereinkommen oft als unnötig formalistisch und 
schwerfällig. Sein Anwendungsbereich ist auf Rechtshilfe für strafbare Handlungen beschränkt, die in 
beiden Vertragsstaaten gerichtlich strafbar sind. Zustellungen im Postwege sind ausgeschlossen. Wei­
ters regelt das Übereinkommen nicht, wie die Strafverfolgung wegen strafbarer Handlungen gegen 
fremdes Vermögen übernommen werden kann, wenn die strafbare Handlung, wie etwa in der Tsche­
chischen Republik möglich, nur in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fällt. 

Ziel: 

Wesentliches Ziel des Zusatzvertrages ist die Vereinfachung des Rechtshilfeverkehrs. Die Rechts­
hilfe wird auch auf strafbare Handlungen ausgedehnt, die in einem der beiden Vertragsstaaten in die 
Zuständigkeit des Gerichtes und im anderen Vertragsstaat in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehör­
de fallen. Die Übertragung der Strafverfolgung hinsichtlich jener Vermögensdelikte, die im ersuchten 
Staat in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen, soll ermöglicht werden. 

Inhalt: 

Der Rechtshilfeverkehr wird im beschriebenen Umfang ausgedehnt. Der unmittelbare Verkehr 
zwischen den österreichischen Gerichten und Staatsanwaltschaften einerseits und den tschechischen 
Gerichten und Staatsanwaltschaften andererseits wird eingeführt. Auch Ersuchen um Übernahme 
der Strafverfolgung werden unmittelbar zwischen den Staatsanwaltschaften gestellt. Die Zustellung 
von Schriftstücken kann im Wege der Post erfolgen. Die Ausfolgung von Gegenständen an den 
Geschädigten wird erleichtert. 

Alternativen: 

Keine 

Kosten: 

Keine. 

EU-Konformität: 

Als bilateraler Vertrag mit einem Nicht-EU-Staat auf einem nicht durch EU-Recht geregelten 
Sachgebiet ist der Vertrag mit EU-Recht vereinbar. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Zusatzvertrag mit der Tschechischen Republik zum Europäischen Übereinkom­
men über die Rechtshilfe in Strafsachen ist zum Teil gesetzändernd und zum Teil gesetzesergänzend; er 
bedarf daher der Genehmigung des Nationalrates gemäß Artikel 50 Absatz 1 B-VG. Der Vertrag ent­
hält keine verfassungsändernden oder verfassungsergänzenden Bestimmungen. Er ist im innerstaatli­
chen Rechtsbereich unmittelbar anwendbar, die Erlassung von Gesetzen gemäß Artikel50 Absatz2 
B-VG ist daher nicht erforderlich. Eine Zustimmung des Bundesrats gemäß Artikel 50, Absatz 1, zwei­
ter Satz, B-VG ist nicht erforderlich, da keine Angelegenheiten, die den selbständigen Wirkungsbe­
reich der Länder betreffen, geregelt werden. 

Das Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 wurde 
von der Tschechoslowakischen Föderativen Republik am 15. April 1992 ratifiziert (BGBl. Nr.262/ 
1992). Auf Grund der von der Tschechischen Regierung gegenüber dem Europarat abgegebenen Kon­
tinuitätserklärung ist das gegenständliche Übereinkommen im Verhältnis zwischen der Republik 
Österreich und der Tschechischen Republik seit 1. Jänner 1993 in Kraft (BGBl. Nr.178/1993). Der Ver­
trag zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik für die 
Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. November 1982, BGBl. Nr. 381/1985, ist zufolge der Bestimmungen 
des Artikels 26 des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen weitgehend 
außer Kraft getreten. Es ist daher zweckmäßig, von der im Europäischen Übereinkommen über die 
Rechtshilfe in Strafsachen vorgesehenen Möglichkeit des Abschlusses eines bilateralen Zusatzvertra­
ges mit der Tschechischen Republik Gebrauch zu machen, wie dies bereits mit Deutschland, der 
Schweiz, Liechtenstein, Frankreich, Italien und Ungarn geschehen ist. 

Durch den vorliegenden Zusatzvertrag, der sich weitgehend an den bereits bewährten Regelungen 
mit Deutschland und der Schweiz orientiert, wird den besonderen Erfordernissen des Rechtshilfever­
kehrs zwischen Nachbarstaaten entsprochen und vor allem den seit der Öffnung der Grenzen im Jahre 
1989 enorm angestiegenen Bedürfnissen einer engen Zusammenarbeit zwischen der Republik Öster­
reich und der Tschechischen Republik auf strafrechtlichem Gebiet Rechnung getragen. 

Die Tschechische Republik hat informell mitgeteilt, daß sie in absehbarer Zukunft das Zusatzpro­
tokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 17. März 1978, 
BGBl. Nr. 296/1983, nicht ratifizieren wird. Die mit diesem Zusatzprotokoll eingeführten Bestimmun­
gen hinsichtlich der Rechtshilfe auch bei fiskalischen strafbaren Handlungen wurden daher in diesem 
Zusatzvertrag eingearbeitet. 

Nach diesem Zusatzvertrag wird die Rechtshilfe auch wegen strafbarer Handlungen zu leisten sein, 
die in einem Vertragsstaat in die Zuständigkeit eines Gerichtes und im anderen Vertragsstaat in die 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen. Die schon bisher bestehenden Regelungen betreffend 
die Übernahme der Strafverfolgung haben sich in der Praxis bewährt und werden daher weitgehend 
übernommen. Fällt eine strafbare Handlung gegen fremdes Vermögen nach dem Recht des ersuchen­
den Staates in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde, so ist der ersuchende Staat verpflichtet, das 
Strafverfahren vor der Verwaltungsbehörde durchzuführen. 

Grundsätzlich stellt die generelle Möglichkeit des unmittelbaren Behördenverkehrs zwischen den 
Staatsanwaltschaften und den Gerichten beider Staaten eine wesentliche Erleichterung des Rechtshil­
feverkehrs dar. Allgemein wird die Zustellung von Schriftstücken im Postwege eingeführt, wobei sich 
aus dem Zusatzvertrag jene Voraussetzungen ergeben, die die Gültigkeit der Zustellung im Postwege 
begründen. 

Nach Expertengesprächen im Mai 1993 in Prag und Vertragsverhandlungen im November 1993 in 
Wien konnte Einigung über den Text des vorliegenden Zusatzvertrages zum Europäischen Überein-
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kommen über die Rechtshilfe in Strafsachen erzielt werden. Der Vertrag wurde am 27. Juni 1994 in 
Wien unterzeichnet. 

Die Ratifikation des Vertrages wird auf den Bundeshaushalt keine belastenden Auswirkungen 
haben. 

ß. Besonderer Teil 

Zu Artikel I: 

Nach dieser Bestimmung ist Rechtshilfe auch in Verfahren wegen strafbarer Handlungen zu lei­
sten, die in einem der beiden Vertragsstaaten in die Zuständigkeit des Gerichtes und im anderen Ver­
tragsstaat in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen. Hinsichtlich der Zustellung von Schrift­
stücken ist es nicht erforderlich, daß im ersuchten Staat eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde zur Ver­
folgung zuständig wäre. Wegen dieses weiten Anwendungsbereiches wurde eine Klausel eingeführt, die 
es möglich macht, Rechtshilfe abzulehnen, wenn die zugrunde liegende Handlung keine oder nur unbe­
deutende Folgen nach sich gezogen hat oder die Rechtshilfe einen unverhältnismäßig hohen Aufwand 
nach sich ziehen würde. Dieser Ablehnungsgrund wird schon nach seinen 'Voraussetzungen nur in 
äußerst seltenen Ausnahmefällen zum Tragen kommen. 

Zu Artikel ß: 

Das Übereinkommen wird auch in jenen Verfahren angewandt, die mit den Strafverfahren im 
unmittelbaren Zusammenhang stehen. Dies betrifft die Wiederaufnahme des Verfahrens, die Gnaden­
sachen sowie die Verfahren über strafrechtliche Entschädigungsansprüche. Die Bestimmung orientiert 
sich an Artikel3 des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 17. März 1978 (BGBl.·Nr.29611983). 

Zu Artikel m: 
Die Bestimmung ermöglicht die Rechtshilfe auch wegen fiskalischer strafbarer Handlungen, wie 

sie auch in Artikel 1 des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe 
in Strafsachen vorgesehen ist. Die in Absatz2 vorgesehenen Geheimhaltungspflichten entsprechen 
der österreichischen Erklärung zu Artikel 1 des genannten Zusatzprotokolls. 

Zu ArtikelIV: 

Diese Bestimmung regelt die Ausfolgung von Gegenständen und anderer Vermögenswerte zum 
Zwecke der Aushändigung an den Geschädigten oder zu anderen gerichtlichen Verfügungen im ersu­
chenden Staat. Durch den Begriff "Vermögenswerte" soll klargestellt werden, daß auch die Übermitt­
lung von Bankguthaben oder Sparbüchern möglich ist, wenn diese aus strafbaren Handlungen herrüh­
ren oder durch strafbare Handlungen erlangt worden sind. Die Rechte des ersuchten Staates auf Ein­
ziehung oder Verfall (Absatz 1 lit. b) oder die Rechte dritter Personen (Absatz 1 lit. c) bleiben unbe­
rührt und schließen eine Übermittlung der Gegenstände aus. Gleiches gilt, wenn die Gegenstände 
im ersuchten Staat noch als Beweisstücke bei einem Gericht oder bei einer. Verwaltungsbehörde benö­
tigt werden (Absatz 1lit. a). Die Rückstellung von Gegenständen an den Geschädigten soll einfach vor 
sich gehen, weshalb eine richterliche Anordnung auf Sicherstellung nicht erforderlich ist. Es genügt in 
der Regel ein Ersuchen der zuständigen Justizbehörde. Sachliche Haftungen nach dem Zoll- und Steu­
errecht hindern die Rückgabe nur, wenn der Geschädigte selbst Abgabenschuldner ist (Absatz 3). 

Zu Artikel V: 

Sowohl in Artikel 4 des Übereinkommens als auch in § 59 ARHG ist die Möglichkeit vorgesehen, 
daß Behördenvertreter und andere Prozeßbeteiligte an den Rechtshilfehandlungen teilnehmen kön­
nen. Ihnen steht das Recht zu, Fragen oder die Durchführung ergänzender Handlungen anzuregen. 
Die Zustimmung zur Dienstverrichtung der Behördenvertreter erteilt in der Republik Österreich der 
Bundesminister für Justiz und in der Tschechischen Republik vor Anklageerhebung der Oberste 
Staatsanwalt und nach Anklageerhebung der Justizminister (Absatz2). 

Zu Artikel VI: 

Sicherstellungen von Gegenständen und Durchsuchungen stellen Eingriffe in die Grundrechte dar. 
Rechtshilfe in diesen Fällen wird daher nur geleistet, wenn zum Zeitpunkt des Ersuchens für die 
zugrunde liegenden strafbaren Handlungen im ersuchten Staat eine Justizbehörde zuständig wäre. 
Es gilt daher in diesem Bereich abweichend zu Artikel I der Grundsatz der beiderseitigen gerichtlichen 
Strafbarkeit. 
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Zu Artikel VII: 

Der ersuchte Staat kann auf die Rückgabe von Beweisstücken und Schriftstücken verzichten. 
Dadurch sollen aber die Rechte Dritter nicht beeinträchtigt werden, weshalb ein solcher Verzicht unzu­
lässig ist, wenn Dritte, die Rechte an den Beweisstücken oder Schriftstücken geltend gemacht haben, 
dem Verzicht nicht zustimmen. 

Zu Artikel VIll: 

Im Fall der Ladung eines Zeugen oder Sachverständigen ist stets die annähernde Höhe der Ent­
schädigung sowie der Reise- und Aufenthaltskosten anzugeben. Um die Gewährung eines Vorschusses 
kann neben der ersuchenden Behörde auch der geladene Zeuge oder Sachverständige ersuchen. 

Zu Artikel IX: 

In Ergänzung zu Artikel 11 des Übereinkommens, der die Möglichkeit der Überstellung eines 
Häftlings aus dem ersuchten in den ersuchenden Staat vorsieht, ermöglicht diese Bestimmung die 
Überstellung einer im ersuchenden Staat in Haft befindlichen Person in den ersuchten Staat. Dies 
kann etwa bei Rechtshilfeersuchen um Gegenüberstellung von Beteiligten oder Durchführung von 
Lokalaugenscheinen erforderlich werden. Auch ist die Möglichkeit der Durchbeförderung von Häftlin­
gen an einen dritten Staat vorgesehen (Absatz 2). 

Zu Artikel X: 

Diese Bestimmung ermöglicht es den Polizeibehörden des ersuchenden Staates zum Zwecke der 
Strafrechtspflege Auskünfte aus dem Strafregister in jenem Umfang zu erteilen, wie sie von der eigenen 
Polizeibehörden in ähnlichen Fällen erlangt werden können. 

Die Übermittlung von Strafregisterauskünften zu anderen Zwecken als jenen der Strafrechtspfle­
ge, etwa in Staatsbürgerschaftsangelegenheiten oder zur Erlangung von Gewerbeberechtigungen, fin­
det im gleichen Umfang wie bei den eigenen Behörden in ähnlichen Fällen statt (Absatz 2). 

Zu Artikel XI: 

Diese Bestimmung ergänzt Artikel 14 des Übereinkommens hinsichtlich der den Rechtshilfeersu­
chen anzuschließenden Unterlagen. Wesentlich ist, daß einem Ersuchen um Durchsuchung oder 
Sicherstellung von Beweisstücken oder Schriftstücken eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift 
der richterlichen Anordnung beigefügt werden muß. Kann eine solche richterliche Anordnung nicht 
beigefügt werden, weil etwa in diesem Verfahrensstadium nach dem Recht des ersuchenden Staates 
gerichtliche Entscheidungen noch nicht erlangt werden können, so genügt die Erklärung der zuständi­
gen lustizbehörde, daß die für diese Maßnahme erforderlichen Voraussetzungen nach dem Recht des 
ersuchenden Staates vorliegen. 

Zu Artikel XII: 

Als Geschäftsweg ist grundsätzlich der unmittelbare Verkehr zwischen den Justizbehörden der 
beiden Vertragsstaaten vorgesehen. Die Gerichte und Staatsanwaltschaften der Republik Österreich 
und der Tschechischen Republik können daher unmittelbar miteinander verkehren. Dadurch wird 
aber der Geschäftsweg zwischen den lustizzentralstellen nicht ausgeschlossen. Nach tschechischem 
Recht ist als lustizzentralstelle im Rechtshilfeverkehr der lustizrninister zuständig, wenn im ersuchen­
den Staat bereits Anklage erhoben worden ist, in allen übrigen Fällen besteht eine Zuständigkeit der 
Obersten Staatsanwaltschaft der Tschechischen Republik. 

Ersuchen um Vornahme von Durchsuchungen und Sicherstellungen, um Übermittlung von 
Gegenständen und um ÜbersteIlung und Durchbeförderung von Häftlingen werden immer im Wege 
der lustizzentralstellen übermittelt. In dringenden Fällen ist aber auch der unmittelbare Behördenver­
kehr zulässig, wobei eine Abschrift dieses Ersuchens auch im Wege der lustizzentralstellen übermittelt 
wird. 

Für die Teilnahme ausländischer Behördenvertreter an begehrten Rechtshilfehandlungen ist nach 
Artikel V Absatz 2 die Zustimmung des Justizministers der Republik Österreich oder des Justizrnini­
sters oder des Obersten Staatsanwaltes der Tschechischen Republik erforderlich. Dies bedeutet aber 
nicht, daß solche Ersuchen im Wege der Justizzentralstellen übermittelt werden müssen. Da der unmit­
telbare Behördenverkehr auch in diesen Fällen zulässig ist, muß die befaßte lustizstelle des ersuchen­
den Staates selbst die Zustimmung ihres lustizministers oder ihres Obersten Staatsanwaltes einholen. 

Die Zustellung von Schriftstücken ist unmittelbar durch die Post nach den für den Postverkehr 
geltenden Vorschriften möglich. Eine solche Zustellung gilt nach Absatz3 als nicht bewirkt, wenn 
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die Zustellung nach dem Übereinkommen und diesen Vertrag unzulässig wäre. In beiden Vertragsstaa­
ten gilt daher das Schriftstück dem Empfänger als nicht zugekommen. 

ArtikelXIII Absatz 4 sieht als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung vor, daß in jedem Fall dem im 
Postwege zuzustellenden Schriftstück eine Übersetzung in die Sprache des ersuchten Staates anzu­
schließen ist. Fehlt eine solche Übersetzung, so gilt die Zustellung ebenfalls in beiden Staaten als nicht 
bewirkt. Lediglich bei der Zustellung von Schriftstücken im Postweg an eigene Staatsangehörige kann 
auf diese Übersetzung verzichtet werden. Wird ein Rückschein benötigt, so ist die Zustellung mittels 
internationalen Rückschein durchzuführen. Diesbezüglich ist auf Artikel 135 und 136 der Ausführungs­
vorschrift zum Weltpostvertrag vom 27. Juli 1984 hinzuweisen. 

Für die Übermittlung von Auskünften aus dem Strafregister für Sicherheitsbehörden oder andere 
Behörden nach Artikel X ist der Geschäftsweg zwischen dem Bundesminister für Inneres der Republik 
Österreich und der Obersten Staatsanwaltschaft der Tschechischen Republik vorgesehen. In dringen­
den Fällen ist auch der unmittelbare Verkehr zwischen den Polizeibehörden und den zuständigen Straf­
registerbehörden möglich. 

Zu Artikel XIll: 

Grundsätzlich werden Übersetzungen der Rechtshilfeersuchen und ihrer Beilagen nicht ange~ 
schlossen. 

Zuzustellenden Schriftstücken ist aber grundsätzlich eine Übersetzung in die Sprache des ersuch­
ten Staates anzuschließen. Wurde diese Vorschrift nicht beachtet, so kann sich die ersuchte Justizbe­
hörde darauf beschränken, die Zustellung an den Empfänger nur zu bewirken, wenn dieser zur Annah­
me des fremdsprachigen Schriftstückes bereit ist (Absatz3). 

Zu Artikel XIV: 

Diese Bestimmung ergänzt Artikel 20 des Übereinkommens dahingehend, daß auch für weitere 
Fälle der Rechtshilfe eine Kostentragung durch den ersuchenden Staat vorgesehen wird. 

Zu Artikel XV und XVI: 

Diese Artikel betreffen die Ergänzung des Artikels 21 des Übereinkommens hinsichtlich der 
Übernahme der Strafverfolgung. Auch in diesen Fällen ist der unmittelbare Behördenverkehr zwi­
schen den Staatsanwaltschaften zulässig. 

Grundsätzlich wird auf Grund eines Ersuchens um Übernahme der Strafverfolgung von den 
zuständigen Justizbehörden des ersuchten Staates ein Strafverfahren in gleicherWeise eingeleitet 
und geführt, als wäre die strafbare Handlung im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates begangen worden. 

Für strafbare Handlungen gegen fremdes Vermögen, die nach dem Recht des ersuchten Staates 
nur Verwaltungsübertretungen sind, sind Sonderregelungen geschaffen worden. Nach tschechischem 
Recht können auch diese strafbaren Handlungen verfolgt werden, wenn sie im Ausland begangen wor­
den sind. Es gilt jedoch eine absolute Verjährung von einem Jahr. Die Behörden des ersuchten Staates 
werden in diesen Fällen das Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung den zuständigen Verwal­
tungsstrafbehörden übermitteln, die in gleicher Weise ein Verwaltungstrafverfahren durchführen wer­
den. Dadurch wird sichergestellt, daß auch bei Eigentumsdelikten in Form von Ladendiebstählen mit 
geringer Schadenshöhe eine Übernahme der Strafverfolgung durch die Tschechische Republik stattfin­
den kann. 

Wie in § 74 ARHG vorgesehen, soll ein Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung dann 
gestellt werden, wenn dies im Interesse der Wahrheitsfindung, aus anderen für das Strafverfahren wich­
tigen Gründen, aus Gründen der Strafzumessung oder des Strafvollzuges oder im Interesse der Reso­
zialisierung geboten ist. 

Bei der Beurteilung von Verkehrsstrafsachen sind die am Tatort geltenden Verkehrsregeln zu­
grunde zu legen. Diese Bestimmung wurde aus dem seinerzeitigen Rechtshilfevertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik übernommen. 

Die Bestimmungen über das Verbot der Alkoholisierung im Straßenverkehr sind jedenfalls Ver­
kehrsregeln. Die österreichischen Behörden sind bei der Beurteilung des Gesichtspunktes des § 81 Z2 
StGB an eine allfällige, in der Tschechischen Republik bestehende unwiderlegliche gesetzliche Vermu­
tung der Fahruntüchtigkeit bei jeder Form der Alkohölisierung nicht gebunden, da diese Vermutung 
keine Verkehrsregel im Sinne des ArtikelsXVI ist. Der geltende strengere Sorgfaltsmaßstab fällt 
dem Täter erschwerend zur Last. 

142 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)14 von 15

www.parlament.gv.at



142 der Beilagen 15 

Artikel XVI begründet eine "ne bis in idem"-Wirkung bei Entscheidungen auf Grund von Ersu­
chen um Übernahme der Strafverfolgung. Diese Bestimmung orientiert sich an § 65 Absatz 3 StGB. 
Ein Freisprucp. oder eine endgültige Einstellung im ersuchenden Staat entfaltet nur dann eine "ne 
bis in idem"-Wirkung, wenn dieser Freispruch oder diese Einstellung aus Beweisgründen erfolgt ist. 

Zu Artikel XVII: 

Artikel XVII stellt klar, welche Behörden in den Vertragsstaaten als Justizbehörden zu betrachten 
sind. 

Zu Artikel xvm und XIX: 

Diese Artikel enthalten die üblichen Schlußbestimmungen. 
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